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VORENTWURF 

 

Bundesgesetz  
über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von 
Behördenaufgaben (EMBaG)  
vom … 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,  

gestützt auf Artikel 173 Absatz 2 der Bundesverfassung1, nach Einsicht in die 
Botschaft des Bundesrates vom [Datum]2,  

beschliesst:   
Art. 1 Zweck  

Mit diesem Gesetz sollen: 

a. Voraussetzungen geschaffen werden für die Zusammenarbeit zwischen Be-
hörden verschiedener Gemeinwesen und Dritten beim Einsatz elektronischer 
Mittel zur Unterstützung der Tätigkeiten und der Erbringung von Dienstleis-
tungen; 

b. die elektronischen Dienstleistungen der Behörden vereinfacht, verbessert, 
ausgebaut und weiterentwickelt werden. 

Art. 2  Geltungsbereich  
1 Dieses Gesetz gilt für die Bundesverwaltung einschliesslich der dezentralen Ver-
waltungseinheiten, soweit andere Bundesgesetze nichts anderes vorsehen. 
2 Die Artikel 12 bis 14 gelten auch für die Verwaltungen der Kantone und die vom 
Bund oder von den Kantonen mit Verwaltungsaufgaben des Vollzugs von Bundes-
recht betrauten Organisationen und Personen des öffentlichen oder privaten Rechts, 
die nicht der Bundesverwaltung oder der kantonalen Verwaltung angehören.  

  

 
1 SR 101 
2 BBl 2021 .... 
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3 Die Parlamentsdienste und die eidgenössischen Gerichte können sich diesem 
Gesetz oder Teilen davon durch Vereinbarung mit dem Bundesrat unterstellen, 
soweit andere Bundesgesetze nichts anderes vorsehen. 
4 Dieses Gesetz gilt nur, soweit Bestimmungen anderer Erlasse nichts Abweichendes 
vorsehen. 

Art. 3 Begriffe 

In diesem Gesetz bedeuten: 

a. E-Government: Einsatz der Informations- und Kommunikationstechnologien 
(IKT) zur Erfüllung behördlicher Aufgaben; 

b. elektronische Behördendienste: Mittel der IKT zur Erfüllung behördlicher 
Aufgaben. 

Art. 4 Grundsätze 
1 Die Bundesbehörden streben zur Erhöhung der Effizienz und zur Erschliessung 
neuer Möglichkeiten den Einsatz elektronischer Mittel an für die Interaktion: 

a. der Behörden des Bundes untereinander und mit denjenigen der Kantone 
und der Gemeinden; 

b. zwischen Behörden und Unternehmen; 

c. zwischen Behörden und natürlichen Personen. 
2 Sie stimmen dabei ihre Tätigkeiten mit den Kantonen ab und wahren deren Auto-
nomie. 
3 Sie achten darauf, dass ihre Leistungen der gesamten Bevölkerung zugänglich sind 
und berücksichtigen die Risiken insbesondere für die Sicherheit und Verfügbarkeit 
von Daten und Diensten. 

Art. 5 Abschluss von Vereinbarungen 
1 Der Bund kann zur Erfüllung seiner Aufgaben mit anderen schweizerischen Ge-
meinwesen und Organisationen Vereinbarungen über die technische und organisato-
rische Umsetzung der Zusammenarbeit im Bereich des E-Government und über 
deren Finanzierung abschliessen, insbesondere zur 

a. Sicherstellung der Interoperabilität zwischen den beteiligten Gemeinwesen 
und Organisationen;  

b. Vereinfachung der elektronischen Bereitstellung von Behördenleistungen 
und deren Durchführung.  

2 Die Vereinbarungen regeln, soweit sinnvoll, insbesondere: 

a. die Zuständigkeiten;  

b. die Organisation;  

c. die Finanzierung;  
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d. das anwendbare Recht. 
3 Sie können die Schaffung gemeinsamer Organisationen mit eigener Rechtspersön-
lichkeit vorsehen. 
4 Der Bundesrat kann sie selbstständig abschliessen.  
5 Er kann auch völkerrechtliche Verträge über die Gegenstände nach Absatz 1 und 2 
selbstständig abschliessen. 
6 Soweit Vereinbarungen nach diesem Artikel weitergehender Rechtsgrundlagen 
bedürfen, etwa weil die Rechtsstellung Privater in Bezug auf den Datenschutz oder 
das Verfahrensrecht betroffen ist, sind sie zulässig, wenn die dafür erforderlichen 
gesetzlichen Grundlagen bestehen.  

Art. 6  Beteiligungen des Bundes 
1 Der Bund kann sich im Bereich des E-Government an Organisationen beteiligen, 
insbesondere in den Bereichen nach Artikel 5 Absatz 1. Diese Beteiligungen müssen 
der Erfüllung gesetzlicher Aufgaben der Bundesbehörden dienen. 
2 Der Bundesrat beschliesst die Beteiligung. 

Art. 7 Kostentragung bei Vereinbarungen und Organisationen 

Der Bund beteiligt sich nur an Vereinbarungen und Organisationen, bei denen die 
Parteien die Kosten anteilmässig gemäss der Nutzung der jeweiligen Leistungen 
tragen. 

Art. 8 Finanzhilfen  

1 Der Bund kann Finanzhilfen an Massnahmen zur technischen und organisatori-
schen Umsetzung der Zusammenarbeit im Bereich des E-Government ausrichten, 
soweit dies für den einheitlichen und korrekten Vollzug von Bundesrecht erforder-
lich ist. Er kann die Finanzhilfen im Rahmen der bewilligten Kredite ausrichten an: 

a. die Kantone; 

b. die vom Bund oder von den Kantonen mit dem Vollzug von Bundesrecht 
betrauten Organisationen und Personen des öffentlichen oder privaten 
Rechts, die nicht der Bundesverwaltung oder der kantonalen Verwaltung an-
gehören; 

c. weitere Organisationen, mit denen der Bund Vereinbarungen nach Artikel 5 
abschliesst oder an denen sich der Bund nach Artikel 5 oder 6 beteiligt. 

2 Die zuständige Behörde schliesst mit den Empfängern von Finanzhilfen öffentlich-
rechtliche Verträge ab, die namentlich den Umfang der zu leistenden Finanzhilfen, 
die Art der Beiträge sowie die vom Empfänger zu erfüllenden Anforderungen und 
zu erbringenden Leistungen regeln. Finanzhilfen an Kantone können in Programm-
vereinbarungen geregelt werden. 
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Art. 9 Übertragung von Aufgaben 

1 Der Bundesrat kann mittels Verordnung oder Vereinbarung Aufgaben der admi-
nistrativen Hilfstätigkeit im Bereich des E-Government auf Organisationen und 
Personen des öffentlichen oder privaten Rechts, die nicht der Bundesverwaltung 
angehören, übertragen, Dabei ist insbesondere zu regeln: 

a. das anwendbare Recht, namentlich das anwendbare Beschaffungsrecht; 

b. die Aufsicht über die mit den Aufgaben betrauten Organisationen und Per-
sonen; diese umfasst mindestens eine jährliche Berichterstattung; 

c. die Steuerung der Organisationen und Personen.  
2 Die Durchführung von Beschaffungsverfahren nach den Vorgaben des öffentlichen 
Beschaffungsrecht kann auf Organisationen und Personen des öffentlichen oder 
privaten Rechts, die nicht der Bundesverwaltung angehören, übertragen werden, 
wenn: 

a. der Bund an der Organisation oder der Person beteiligt ist; 

b. keine Privaten an der Organisation oder Person beteiligt sind, und 

c. die Organisation oder Person keine Leistungen am Markt für Private er-
bringt.  

3 Den mit den Aufgaben betrauten Organisationen und Personen können, soweit 
erforderlich, Verfügungskompetenzen erteilt werden. 
4 Der Bundesrat wählt den Aufgabenträger in einem transparenten, objektiven und 
unparteiischen Auswahlverfahren aus. 

Art. 10 Open Source Software (OSS) 
1 Die diesem Gesetz unterstehenden Bundesbehörden können Software, die sie zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben entwickeln oder entwickeln lassen, Interessentinnen und 
Interessenten unter den folgenden Voraussetzungen lizenzgebührenfrei zur Verfü-
gung stellen: 

a. Sie geben die Software nach den folgenden Grundsätzen von Open-
Source-Software frei:  

1. sie legen den Quellcode offen, 

2. sie gestatten jedermann, die Software lizenzgebührenfrei zu benutzen, 
zu studieren, weiterzuentwickeln und weiterzugeben. 

b. Sie selbst oder weitere Kreise haben ein Interesse an der Weiterverwen-
dung der Software.  

c. Rechte Dritter werden gewahrt. 
2 Soweit möglich und sinnvoll, sind international anerkannte oder verbreitete Li-
zenztexte zu verwenden. Vertragliche Haftungsansprüche sind in der Lizenz auszu-
schliessen, soweit dies zivilrechtlich zulässig ist.  
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3 Die Lizenzgewährungen unterstehen dem Privatrecht, soweit andere Erlasse nichts 
Abweichendes vorschreiben. Streitigkeiten zwischen den Lizenzgebern und den 
Lizenznehmern werden durch die Zivilgerichte beurteilt.  
4 Die diesem Gesetz unterstehenden Bundesbehörden können ergänzende Dienstleis-
tungen, namentlich zur Integration, Wartung, IT-Sicherheit und zum Support erbrin-
gen, soweit ein öffentliches Interesse besteht und sie mit verhältnismässigem Auf-
wand erbracht werden können. Sie erheben dafür kostendeckende Gebühren. 
5 Das zuständige Departement kann Ausnahmen von der Gebührenerhebung für 
bestimmte Leistungen gemäss Absatz 4 zulassen, wenn dadurch die Privatwirtschaft 
nicht konkurrenziert wird. 

Art. 11  Open Government Data (OGD) 
1 Die Verwaltungseinheiten der zentralen Bundesverwaltung stellen die Daten, die 
sie im Rahmen der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erheben oder erstellen und 
die elektronisch gespeichert und in Sammlungen strukturiert vorliegen, zur freien 
Weiterverwendung zur Verfügung. Vorbehalten bleiben spezialgesetzlich vorge-
schriebene Quellenangaben.  
2 Die Daten werden unentgeltlich, zeitnah, in maschinenlesbarer Form und in einem 
offenen Format in öffentlich zugänglichen Netzen zur Verfügung gestellt. 
3 Nicht öffentlich zugänglich gemacht werden: 

a. Daten, die gestützt auf andere Erlasse nicht oder nur zu restriktiveren Be-
dingungen veröffentlicht werden, insbesondere aufgrund von Bestimmun-
gen über Datenschutz, Urheberrechte, Statistikgeheimnis, Steuergeheim-
nis, Informationsschutz, Gebühren und amtliche Register; 

b. Daten, deren Aufbereitung für die Zurverfügungstellung bedeutende zu-
sätzliche sachliche, personelle oder technische Mittel erfordert, die insbe-
sondere unverhältnismässig sind im Vergleich zum Nutzen der Daten für 
Gesellschaft, Umwelt und Wirtschaft (Wertschöpfung). 

4 Die Daten werden auf einer zentralen Plattform referenziert und mit vordefinierten 
Metadaten versehen. Das Bundesamt für Statistik regelt in Zusammenarbeit mit der 
Bundeskanzlei den Inhalt und die Form der Metadaten.  
5 Die Verwaltungseinheiten sind nicht verpflichtet, die Daten zum Zwecke der 
Veröffentlichung auf Richtigkeit, Vollständigkeit, Plausibilität oder in sonstiger 
Weise zu prüfen. 

Art. 12 Elektronische Behördendienste  

1 Der Bundesrat kann die diesem Gesetz unterstehenden Behörden zur Nutzung von 
elektronischen Behördendiensten verpflichten, wenn diese der Erfüllung der Aufga-
ben dieser Behörde dienen. 

2 Er kann vorsehen, dass Verwaltungseinheiten der zentralen Bundesverwaltung den 
Kantonen, Gemeinden und den mit dem Vollzug von Bundesrecht oder kantonalem 
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Recht betrauten Organisationen und Personen des öffentlichen oder privaten Rechts 
für die Erfüllung ihrer Aufgaben elektronische Behördendienste zur Verfügung 
stellen, wenn: 

a. diese Dienste gleichzeitig zur Erfüllung eigener Aufgaben der Bundesver-
waltung betrieben werden; 

b. die Erfüllung der Hauptaufgaben der betreffenden Verwaltungseinheit 
nicht beeinträchtigt wird; und  

c. keine bedeutenden zusätzlichen sachlichen und personellen Mittel erfor-
derlich sind. 

3 Er kann folgende Behörden, Organisationen und Personen zur Nutzung von elekt-
ronischen Behördendiensten des Bundes verpflichten, soweit dies für den einheitli-
chen und korrekten Vollzug von Bundesrecht erforderlich ist:  

a. Behörden der Kantone; 

b. die vom Bund oder von den Kantonen mit dem Vollzug von Bundesrecht 
betrauten Organisationen und Personen des öffentlichen oder privaten 
Rechts, die nicht der Bundesverwaltung oder der kantonalen Verwaltung an-
gehören. 

4 Die Kantone leisten einen Beitrag an die Kosten, der der Nutzung elektronischer 
Behördendienste durch sie und ihre Gemeinden entspricht. Der Bundesrat regelt die 
Bemessung des Beitrags. 
5 Soweit der Betrieb elektronischer Behördendienste weitergehender Rechtsgrundla-
gen bedarf, etwa weil die Rechtsstellung Privater in Bezug auf den Datenschutz oder 
das Verfahrensrecht betroffen ist, ist er zulässig, wenn die dafür erforderlichen 
gesetzlichen Grundlagen bestehen. 

Art. 13  Standards    
1 Der Bundesrat kann technische, organisatorische und prozedurale Standards, die 
eine Zusammenarbeit verschiedener Systeme in einem durchgängigen Prozess 
unterstützen, für die diesem Gesetz unterstehenden Bundesbehörden verbindlich 
erklären. Er orientiert sich an international anerkannten oder verbreiteten Standards. 
2 Er kann, soweit dies für den einheitlichen und korrekten Vollzug von Bundesrecht 
erforderlich ist, solche Standards zudem als verbindlich erklären für: 

a. Behörden der Kantone; 

b. die vom Bund oder von den Kantonen mit dem Vollzug von Bundesrecht 
betrauten Organisationen und Personen des öffentlichen oder privaten 
Rechts, die nicht der Bundesverwaltung oder der kantonalen Verwaltung an-
gehören. 

3 Artikel 12 Absatz 5 gilt sinngemäss. 
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Art. 14 Ausnahmen von verbindlich erklärten elektronischen Behörden-
diensten und Standards 

Der Bundesrat kann Ausnahmen von Verbindlicherklärungen nach den Artikeln 12 
und 13 gewähren. 

Art. 15  Änderung anderer Erlasse    

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt geändert: 

1. Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz vom 21. März 19973  

Art. 46a Abs. 1bis  
1bis Keine Gebühren werden erhoben für die Nutzung von Daten, die gemäss Artikel 
11 des Bundesgesetzes vom …4 über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung 
von Behördenaufgaben zur freien Weiterverwendung gemäss den Open-
Government-Data-Grundsätzen bereitgestellt werden. 

2. Bundesgesetz vom 18. Juni 19995 über die Meteorologie und die Klimato-
logie  

Art. 3 Abs. 3 und 4 

3 Der Bundesrat legt die Gebühren für Dienstleistungen des Grundangebots gemäss 
Artikel 46a des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 
19976 fest. 

4 Im Rahmen des Grundangebots sorgt das Bundesamt kostenlos für: 

a. die Bereitstellung von Daten gemäss Artikel 11 des Bundesgesetzes vom ….7 
über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben; 

b. die Verbreitung von Wetter- und Klimainformationen im Interesse der Allge-
meinheit im Rahmen der Aufgaben gemäss Artikel 1 Buchstaben c, e und h, 
insbesondere Warnungen vor Gefahren des Wetters, Wettervorhersagen und 
Grundlagen zur Klimaentwicklung. 

3. Bundesgesetz vom 27. Juni 19738 über die Stempelabgaben  

Art. 6 Abs. 1 Bst. ater  

1 Von der Abgabe sind ausgenommen: 

ater. die Begründung oder Erhöhung des Nennwertes von Beteiligungsrechten an 
Gesellschaften, die ausschliesslich in öffentlicher Hand sind und einen öf-
fentlichen Zweck nach Artikel 1 des Bundesgesetzes vom …9 über den Ein-
satz elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben verfolgen 

  

3 SR 172.010 
4 SR … 
5 SR 429.1 
6 SR 172.010 
7 SR … 
8 SR 641.10 
9 SR … 
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sowie gleichgestellte Vorgänge zur Begründung von Beteiligungsrechten an 
solchen Gesellschaften; 

Art. 16  Übergangsbestimmungen betreffend Open Government Data 
1 Die Verwaltungseinheiten können die öffentliche Zugänglichmachung ihrer Daten 
ihren Ressourcen entsprechend etappenweise umsetzen, spätestens jedoch bis fünf 
Jahre nach Inkrafttreten von Artikel 11. 
2 Sie sind nicht verpflichtet, Daten, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erho-
ben oder erstellt wurden, zugänglich machen. 

Art. 17 Referendum und Inkrafttreten    

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.  
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

 

 

  

 


